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Ministerium der Justiz und für Migration | Postfach 103461 | 70029 Stuttgart 

An die  

 

unteren Aufnahmebehörden über 

 

Regierungspräsidien Stuttgart und 

Freiburg  

– Referat 15.2 – 

 

Regierungspräsidium Tübingen 

– Referat 15.1 – 

 

Regierungspräsidium Karlsruhe  

– Referate 91 und 92 

 

nachrichtlich: 

 

Finanzministerium Baden-Württemberg 

Landkreistag Baden-Württemberg 

Städtetag Baden-Württemberg 

Gemeindetag Baden-Württemberg 

 
Telefon: +49 711 33501-0 

E-Mail: poststelle@jum.bwl.de  

 

Geschäftszeichen: JUMRV-1350-135/1/30 

 (bei Antwort bitte angeben) 

 

Datum: 1. September 2026 

Liquiditätssicherung der Stadt- und Landkreise  

DIESES SCHREIBEN ENTHÄLT INFORMATIONEN ZU FOLGENDEM THEMA: 

Möglichkeit zur Liquiditätssicherung für die Stadt- und Landkreise im Rahmen der 

Kostenerstattung für die vorläufige Unterbringung 

 

  

Friedrichstraße 6 

70174 Stuttgart  

E-Mail: poststelle@jum.bwl.de  

Telefon: +49 711 33501-0 

Homepage: www.justiz-bw.de   

Serviceportal: www.service-bw.de    

Datenschutz: www.justiz-bw.de/datenschutz  

VVS-Anschluss: U-Bahn und S-Bahn Hauptbahnhof  
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

unter Bezugnahme auf unser Hinweisschreiben vom 26. März 2026, Az. JUMRV-1350-135/1/19, 

möchten wir nochmals auf die bestehenden Möglichkeiten zur Liquiditätssicherung für die 

Stadt- und Landkreise im Rahmen der Kostenerstattung zur vorläufigen Unterbringung 

hinweisen. Wir bitten im Übrigen darum, dass dieses Hinweisschreiben – wie auch alle anderen 

Hinweise mit finanzieller Bedeutung – auch den jeweils zuständigen Bereichen für Finanzen 

bzw. den Kämmereien in Ihrem Haus zugeleitet werden. 

Mit Inkrafttreten der Flüchtlingsaufnahmegesetz-Erstattungsverordnung (FlüAGErstVO) wurde 

ein rechtlicher Rahmen geschaffen, um den Stadt- und Landkreisen in den unterschiedlichen 

Erstattungssystemen fortlaufend und zeitnah Finanzmittel bereitzustellen.  

Dabei wurde die bereits praktizierte Vorgriffszahlung in Höhe von 60 Prozent auf 90 Prozent für 

die Abrechnungsjahre 2023 bis 2025 erhöht und zudem um eine Möglichkeit der 

Vorgriffszahlung von 80 Prozent für in 2026 bzw. 2027 anfallende Liegenschaftsaufwendungen 

ergänzt. Zusätzlich neben diesen Vorgriffszahlungen können die Pauschalen (sog. 

Grundpauschale; alle Kostenbestandteile außer Liegenschaftskosten) über das eingeführte 

Fachverfahren „diMig_modP“ jeweils monatlich abgerufen werden.   

All dies dient der Liquiditätssicherung der Stadt- und Landkreise, die über diese 

Möglichkeiten derzeit landesweit noch Mittel im Umfang von grob geschätzt 764 Millionen 

Euro abrufen könnten.  

Die verfügbaren Finanzmittel können unter Einhaltung der jeweiligen Voraussetzungen wie 

folgt abgerufen werden: 

1.1 Nachlaufende Spitzabrechnung der Abrechnungsjahre 2023-2025 

Gemäß § 6 Absatz 1 i.V.m. Absatz 3 Satz 1 FlüAGErstVO können die Stadt- und Landkreise auf 

Antrag Vorgriffszahlungen für die Abrechnungsjahre 2023 bis 2025 erhalten. Diese Zahlungen 

werden in Höhe von 90 Prozent des erwarteten Erstattungsbetrages oder als Aufstockung 

bereits geleisteter Vorgriffszahlungen von 60 Prozent auf 90 Prozent (einfache Hochrechnung) 

durch die oberste Aufnahmebehörde (Ministerium der Justiz und für Migration) gewährt. Der 
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Antrag kann weiterhin formlos elektronisch unter Angabe der voraussichtlichen 

Nettoaufwendungen, abzüglich bereits erfolgter Erstattungsleistungen des Landes gestellt 

werden.  

 

Bislang haben lediglich 9 Kreise für 2023, 11 Kreise für 2024 und 11 Kreise für 2025 von dieser 

Abrufmöglichkeit in vollem Umfang Gebrauch gemacht.  

Landesweit sind somit in diesem Bereich der 90% Vorgriffszahlungen für Jahre 2023 – 2025 

hochgerechnet noch rund 331 Mio. Euro abrufbar. 

 

1.2 Spitzabrechnung der Liegenschaftsaufwendungen 2026/2027 

Gemäß § 6 Absatz 2 i.V.m. Absatz 3 Satz 2 FlüAGErstVO können die Stadt- und Landkreise auf 

Antrag Vorgriffszahlungen für voraussichtliche Guthaben aus den betragsscharfen 

Abrechnungen nach § 1 Absatz 4 FlüAGErstVO erhalten. Diese Vorgriffszahlungen werden 

durch die jeweils zuständige höhere Aufnahmebehörde (vier Regierungspräsidien) gewährt 

und erfolgen in Höhe von 80 Prozent des zu erwartenden Erstattungsbetrages.  

 

Der Antrag kann jeweils ab dem 1. Mai des laufenden Abrechnungsjahres bereits für das 

gesamte laufende Abrechnungsjahr formlos elektronisch gestellt werden.  

 

Als Grundlage für den Antrag können die voraussichtlichen Nettoaufwendungen oder die Ist-

Nettoaufwendungen des Vorjahres, abzüglich bereits erfolgter Erstattungsleistungen des 

Landes, verwendet werden. 

 

Für diesen Bereich der Liegenschaftsaufwendungen 2026 wurden bislang erst rund 50 Mio. 

Euro abgerufen.  

Hier sind landesweit durch die Stadt- und Landkreise hochgerechnet weitere rund 387 Mio. 

Euro abrufbar.  

 

1.3 Pauschalenabruf erste Stufe seit dem 01.01.2026  

Die Stadt- und Landkreise können die Pauschalen für die Aufwandserstattung gemäß § 15 

FlüAG i.V.m. § 1 Absatz 1 und 2 FlüAGErstVO frühestens drei Kalendermonate nach Ablauf des 

Monats, in dem die betreffende Person von der zuständigen unteren Aufnahmebehörde im 

Sinne des § 7 FlüAG vorläufig untergebracht war, monatlich anfordern. Derzeit können bereits 

die Pauschalen für die Abrechnungsmonate Januar bis Mai 2026 abgerufen werden. 
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Das von der obersten Aufnahmebehörde festgelegte Verfahren entnehmen Sie bitte dem o.g. 

Hinweisschreiben vom 26. März 2026, Az. JUMRV-1350-35/1/19.  

 

Von den 44 Stadt- und Landkreisen haben fünf Kreise die bis einschließlich für April 2026 

auszahlbare Monatspauschale nicht korrekt (und damit nicht ausbezahlbar) abgerufen, weitere 

26 Kreise haben nicht alle der bis einschließlich August möglichen vier Monate abgerufen. Der 

Monat Mai 2026 ist nun ab September ebenfalls abrufbar.  

Landesweit sind somit für die erste Stufe der Monatspauschalen hochgerechnet insgesamt 

noch rund 46 Mio. Euro abrufbar. 

Abschließend regt das Ministerium der Justiz und für Migration an, die bestehenden 

Abrufmöglichkeiten auszuschöpfen, die das Land mit geringen Hürden elektronisch und 

überwiegend formlos zur Verfügung stellt, um zur Liquiditätssicherung der kommunalen 

Haushalte beizutragen.  

Für Fragen zur Antragstellung steht das jeweils zuständige Regierungspräsidium sowie das 

Ministerium der Justiz und für Migration gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Rung 

Leitende Ministerialrätin  


